
Montag, 21. März 2011
Newsletter von Bernhard Seidenath aus dem Landtag

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde,

mit beiliegendem Text möchte ich Sie/Euch über die Schwerpunkte der Arbeit der CSU-Landtags-
fraktion im vergangenen Monat Februar informieren.

Lassen Sie mich allerdings am Anfang kurz innehalten und nun – Mitte März 2011 – feststellen, 
dass sich unsere Welt binnen weniger Tage dramatisch ändern kann. Dies zeigt die Aufleh-
nung in vielen nordafrikanischen Staaten gegen ihre langjährigen Machthaber, dies zeigt hier ins-
besondere das kompromisslose und verbrecherische Vorgehen des libyschen Diktators gegen sei-
ne eigenen Bürgerinnen und Bürger, dies zeigt aber auch und vor allem die dreifache Naturkata-
strophe, die Japan heimgesucht hat – mit einem verheerenden Erdbeben, einem gewaltigen Tsun-
ami und der drohenden nuklearen Katastrophe im Atomkraftwerk Fukushima. 
Die  Situation in Japan hat auch die Diskussion der CSU-Landtagsfraktion in der vergangenen 
Woche bestimmt. Dreieinhalb Stunden lang haben wir sehr intensiv darüber diskutiert, ob und 
welche Konsequenzen wir in Bayern aus dem drohenden Super-GAU in Japan ziehen müssen. 
Schließlich ist Japan – wie Bayern - ein hochtechnisiertes Land, man wähnte sich für alle Even-
tualitäten gerüstet. Falsch wäre es, nun das Kind mit dem Bade auszuschütten. Denn wir haben in 
Bayern nun einmal mit die sichersten Atomkraftwerke weltweit. Zudem könnten wir den Ausfall 
unserer Atomkraftwerke nicht von jetzt auf gleich kompensieren – es sei denn durch den Zukauf 
von Atomstrom aus Tschechien (Temelin) oder Frankreich, dann aber ohne die Wertschöpfung, 
ohne die Möglichkeit der Überwachung der Sicherheitsstandards und mit derselben nuklearen Be-
drohung, da eine eventuelle radioaktive Wolke nicht an Ländergrenzen haltmachen würde. Für 
die Energiepolitik braucht es also eine europäische Lösung. Die aktuelle Situation unterstreicht 
aber eindrücklich, was schon seit Jahren Fundamentalsatz unserer Politik ist, nämlich dass Atom-
kraft keine Zukunft hat, sondern nur Brückentechnologie für den Umstieg in regenerative Energi-
en ist. Bisher haben wir hier vor allem mit der ungelösten Endlagerfrage argumentiert. Nun sind 
wir auch eindringlich auf das Risiko eines atomaren Unfalls und seine unabsehbaren Folgen hin-
gewiesen worden. Es ist deshalb richtig, dass die Sicherheit unserer Kraftwerke immer wieder 
überprüft wird – sie werden ja auch ständig nachgerüstet. Auch das älteste bayerische Atomkraft-
werk – Isar I – ist solide geschützt, auch gegen den Absturz mittelgroßer Verkehrsflugzeuge. Nur 
beim Absturz großer Verkehrsflugzeuge wie eines Jumbo-Jets oder eines Airbus A 340 bestehen 



möglicherweise Risiken. Dass dieser Fall überaus unwahrscheinlich ist, mag richtig sein – dies 
galt aber bis zur letzten Woche auch für ein Erdbeben der Stärke 9,0 in Japan. Deshalb ist es rich-
tig, dass Isar I  für die Zeit dieser Überprüfung vom Netz genommen wurde. Auch ist richtig, dass 
es abgeschaltet bleibt, falls sich herausstellt, dass ein solcher maximaler Schutz nicht durch einen 
vertretbaren Aufwand hergestellt werden kann. 
In der aktuell hitzigen Diskussion wird oft vergessen, dass Isar I auch nach den Ausstiegsplänen 
von Rot-Grün derzeit noch am Netz wäre. Es wäre demnach erst im Sommer 2011 heruntergefah-
ren worden. Viele Diskutanten erwecken hier – bewusst oder unbewusst – aktuell einen gegentei-
ligen Eindruck.
Zudem darf nicht unerwähnt bleiben, dass der Umstieg auf regenerative Energien auch und gera-
de ein Gebot im Kampf gegen die Folgen des Klimawandels ist. Mehr als 50 Prozent des Stroms in 
Deutschland werden nämlich weiterhin durch das Verbrennen fossiler Brennstoffe wie Steinkoh-
le, Braunkohle, Öl und Gas produziert. Auch und gerade um diese Klimakiller abzulösen, müssen 
wir verstärkt auf Windkraft, Photovoltaik und auch aufs Energiesparen setzen.
Die  Regierungserklärung,  die  Umweltminister Dr. Markus Söder am Folgetag im Bayeri-
schen Landtag zu den Ereignissen in japanischen Kernkraftwerken und zu den Auswirkungen auf 
Bayern abgegeben hat, fasst die Diskussion der CSU-Landtagsfraktion recht gut zusammen. Ich 
erlaube mir deshalb, das Manuskript für diese Regierungserklärung diesem Newsletter beizulegen.

Ende Februar wurde uns Landtagsabgeordneten vom Bayerischen Innenministerium zudem – am 
Vorabend einer Pressekonferenz zur allgemeinen Vorstellung dieses Papiers – der  Entwurf für 
den 7.  Ausbauplan für die Staatsstraßen in  Bayern zur  Kenntnis  gebracht.  Für unseren 
Landkreis Dachau hat dieser Entwurf gleich mehrere Hiobsbotschaften enthalten. Insbesondere 
findet sich in der Dringlichkeitsstufe 1, die bis zum Jahr 2020 realisiert werden soll, keine einzige 
Staatsstraßenbaumaßnahme. Gerade für die Große Kreisstadt Dachau und für Hebertshausen ist 
diese Situation nicht hinnehmbar. Landrat Hansjörg Christmann, Oberbürgermeister Peter Bürgel 
und ich haben deshalb bereits Gespräche im Staatlichen Straßenbauamt geführt und werden uns 
in Kürze mit der Obersten Baubehörde im Bayerischen Innenministerium zu Verhandlungen tref-
fen.  Mein entsprechendes Schreiben an den Chef der Obersten Baubehörde,  das gleichlautend 
auch Herr Landrat Christmann und Herr Oberbürgermeister Bürgel abgesandt haben, gebe ich Ih-
nen/Euch beiliegend zur Kenntnis.

Dass es ein wichtiges Gebot ist, stets wachsam zu sein, hat aber nicht nur der Entwurf des 7. Aus-
bauplans deutlich gemacht, sondern auch der neue Fraktionsvorsitzende der Grünen-Landtags-
fraktion, Martin Runge, in seiner Antrittsrede. Am 10. Februar hat Runge im Plenum des Landtags 
ausdrücklich angekündigt, dass es Ziel der Grünen-Landtagsfraktion ist, die zweite S-Bahn-
Stammstrecke zu verhindern. Damit schadet er offen und eklatant den Interessen der Bürge-
rinnen und Bürger im gesamten Münchner Umland, die auf ein leistungsfähiges Öffentliches Nah-
verkehrssystem angewiesen sind. Hier stellen die Grünen einmal mehr Protest und Verhinderung 
über alles andere. Wie verletzlich und anfällig das Münchner S-Bahn-System ist, hat sich zuletzt 
während des Bahn-Warnstreiks gezeigt, als ein Lokführer seine S-Bahn einfach auf der Stamm-
strecke geparkt hat und ausgestiegen ist – mit der Folge, dass sämtliche S-Bahnen im gesamten 
Streckennetz betroffen waren. Diese Achillesferse zu beseitigen, ist ein Gebot der Stunde. Für die 
Bürgerinnen und Bürger im gesamten Landkreis Dachau ist dies von vitalem Interesse. 

Beim letzten Kreisbauerntag am 22. November 2010 in Ried, bei dem auch Bayerns Umweltminis-
ter Dr. Markus Söder zu Gast war, hatte das Thema „Biber“ und die durch ihn verursachten 
Schäden in der Diskussion eine bedeutende Rolle eingenommen. Noch im Eindruck dieser Dis-
kussion hat mir Dr. Markus Söder nun mitgeteilt, dass der Biberausgleichsfonds für das laufende 
Jahr 2011 und die weiteren Jahre von 250.000 Euro um 100.000 Euro auf 350.000 Euro pro Jahr auf-
gestockt wird. Im vergangenen Jahr 2010 waren durch Biber bayernweit Schäden in Höhe von 
rund 370.000 Euro entstanden. Zu etwa 73 Prozent konnten sie – als freiwillige staatliche Leistung 
- durch den Ausgleichsfonds erstattet werden. Wenn die Schadenshöhe gleich bleibt, können Bi-



berschäden damit ab sofort nahezu vollständig ausgeglichen werden. Der Umweltminister weist 
in seinem Schreiben an mich noch darauf hin, dass der Biber nach europäischem und deutschem 
Naturschutzrecht streng geschützt sei, dass aber gleichwohl in Ausnahmefällen die Möglichkeit 
der Entnahme bestehe.  Die Zuständigkeit für die Genehmigung einer Entnahme liege bei den 
Kreisverwaltungsbehörden, also den Landratsämtern und den kreisfreien Städten. Dass eine sol-
che Genehmigung nun für Vierkirchen erteilt wurde, ist sicherlich geeignet, zur Entspannung der 
Situation beizutragen.

So weit meine aktuellen Betrachtungen und die wichtigsten aktuellen Themen aus dem Landtag. 
Ihnen/Euch allen wünsche ich nun eine gedeihliche Lektüre – und verbleibe mit allen guten Wün-
schen und mit herzlichen Grüßen 

Ihr/Euer Bernhard Seidenath
Ihr/Euer 

Bernhard Seidenath
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Politik für gleichwertige Lebensbedingungen in ganz Bayern 
konsequent fortsetzen

Die  Reaktionen  auf  das  Gutachten 
des  Zukunftsrats  der  Staatsregie-
rung und  die  öffentliche  Diskussion 
darüber  haben  wir  als  CSU-Fraktion 
zum  Anlass  genommen,  in  einem 
Dringlichkeitsantrag noch  einmal 
deutlich  zu  machen,  dass  wir  unsere 
seit Jahrzehnten erfolgreiche Politik 
für  gleichwertige  Lebensbedingun-
gen in ganz Bayern konsequent fort-
setzen wollen und werden. 

Um das verfassungsrechtlich veranker-
te Ziel,  gleichwertige  Lebensbedin-
gungen  in  allen  Teilräumen  Bay-
erns, zu erreichen, werden wir weiter-
hin  alles  tun,  um unsere  ländlichen 
Räume  wettbewerbsfähig  und  le-
benswert zu erhalten. 
Bayern  liegt  bei  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung, bei der Arbeitsplatzsituati-
on und beim Wohlstand seiner Bürge-
rinnen  und  Bürger  auch  deshalb  im 
Ländervergleich ganz vorn,  weil  wir 
über  Jahrzehnte  gerade  struktur-
schwache  Regionen  gezielt  geför-
dert haben. 

Wir halten deshalb am Vorrangprinzip 
für den ländlichen Raum fest. Zu ei-
ner zukunftsorientierten Politik für den 
ländlichen  Raum  gehören  wie  bisher 
die  bestmögliche  Förderung  der  re-
gionalen Wirtschaft und eine  aktive 
Ansiedlungspolitik insbesondere  in 
den  strukturschwachen  Teilen  Bay-
erns, der Ausbau einer leistungsfähi-
gen  Energie,  Verkehrs-  und  Tele-
kommunikationsinfrastruktur,  eine 
optimale  Versorgung  mit  Schulen, 
Hochschulen  und  Forschungseinrich-
tungen  sowie  mit  sozialen,  medizini-
schen und kulturellen Einrichtungen. 

Damit  werden  wir  es  schaffen,  einen 
vitalen und konkurrenzfähigen länd-
lichen  Raum zu  erhalten und  das 
Gleichgewicht  zwischen  Stadt  und 
Land zu wahren.

Diese für die erfolgreiche Entwicklung 
Bayerns  zentrale  Herausforderung 
wird  auch  der  Schwerpunkt unserer 
politischen  Arbeit  in  den  nächsten 
Monaten sein.
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DAX-Konzern MAN muss bayerisch bleiben

Die  europäische  Nutzfahrzeugbran-
che steht vor einer  nötigen Konsoli-
dierung. Die Überlegungen des MAN-
Hauptaktionärs  VW  zum  Zusam-
menschluss von MAN und Scania sind 
vor  diesem  Hintergrund  nachvollzieh-
bar.  Auch  ist  es  in  einer  marktwirt-
schaftlichen Ordnung nicht die Aufga-
be der Politik, unternehmerische Ent-
scheidungen zu beeinflussen. 

Es geht jedoch hier um eine der indus-
triellen  Perlen  Bayerns  mit  Welt-
marktführerschaft in  verschiedenen 
Bereichen und um 17.000 Arbeitsplät-
ze allein in Bayern. 
Schon  im Interesse der bayerischen 
Beschäftigten  muss  die  Staatsregie-
rung deshalb die  bayerischen Stand-
ortinteressen  klar  artikulieren,  wie 
dies vermutlich auch die schwedische 

Regierung  für  die  Beschäftigten  von 
Scania tun würde.

Wir haben deshalb die Staatsregierung 
in einem  Dringlichkeitsantrag  aufge-
fordert, sich weiterhin im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten  dafür  einzusetzen, 
dass  bei  möglichen  Veränderungen 
der gesellschaftsrechtlichen Strukturen 
und  Beteiligungsverhältnisse  beim 
DAX-Konzern MAN die Firmenzentra-
le  als  Ort  strategischer  Entschei-
dungen und die Standorte in Bayern 
verbleiben. 
Dabei  soll  insbesondere darauf  ge-
achtet werden, dass Arbeitsplätze so-
wie  Forschungs- und Entwicklungs-
fähigkeiten und -kapazitäten in Bay-
ern möglichst im heutigen Umfang  er-
halten bleiben.

Bahnstrecke Passau-München

Nach der  Ausschreibung  und  Neu-
vergabe des  Regionalverkehrs 
Passau-München sollte mit dem Stun-
dentakt  und  neuen  Fahrzeugen  eine 
deutliche  Verbesserung  des  Ange-
bots  eintreten.  Zunächst  gab  es 
große Startschwierigkeiten wegen feh-
lender Fahrzeuge. Aber auch nach län-
gerer  Praxis  blieben  die  erwarteten 
Leistungen aus. 

Bei den Pendlern gibt es große Verär-
gerung,  weil  das  Platzangebot  nicht 
nur in den Hauptverkehrszeiten viel zu 
gering ist.  Es wird geklagt über man-
gelnde  Pünktlichkeit,  geschlossene 
Toiletten,  unzureichende  Gepäckabla-
gen, zu wenig Platz für die Fahrradmit-

nahme und fehlende Zugbegleiter. Die-
ser Zustand bleibt weit hinter den Er-
watungen  und  Ankündigungen zu-
rück.

Wir  haben  die  Staatsregierung  daher 
in einem Antrag  aufgefordert,  unver-
züglich mit der DB-Regio Gespräche 
und  Verhandlungen  über  Verbesse-
rungen beim Regionalverkehr Passau-
München aufzunehmen. Insbesonde-
re soll dabei darauf hingewirkt werden, 
dass das Sitzplatzangebot deutlich er-
weitert,  den zahlreichen Beschwerden 
der Fahrgäste zum qualitativen Ange-
bot  im  Einzelnen  nachgegangen  und 
nach  Möglichkeit  schnellstmöglich 
Abhilfe geschaffen wird.
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Stärkung der Förderschulen für ein inklusives Schulsystem

Nur  wenige junge Menschen gewin-
nen bereits vor ihrer Berufsentschei-
dung einen Einblick in die schulische 
Bildung  von  Schülerinnen  und  Schü-
lern mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf.
Entsprechend  selten  kommen junge 
Menschen von sich aus auf dieses 
Berufsbild. Die Möglichkeiten der För-
derung  der  vertieften  Berufsorientie-
rung und Berufswahlvorbereitung soll-
ten  daher  auch  auf  das  Berufsbild 

Sonderschullehrer  ausgedehnt wer-
den. 

Die CSU-Fraktion hat daher die Staats-
regierung  in  einem Antrag aufgefor-
dert, die  Förderung der Berufsorien-
tierungsmaßnahme durch die Bunde-
sagentur für Arbeit nach § 33 SGB III 
durch Bereitstellung von Drittmitteln 
aufgedehnt  auf  Förderschulen im 
Rahmen der  vorhandenen  Haushalts-
mittel zu ermöglichen. 

Kurzfristige Verbesserung der Flughafenanbindung 
durch Express-S-Bahn Light

Das  Bahnknotenkonzept von Staats-
regierung und Landtag zeigt  Perspek-
tiven für die Ertüchtigung der Schie-
neninfrastruktur im Großraum Mün-
chen auf. 

Mit Blick auf die erfolgreiche Entwick-
lung  des  Flughafens und  die  Ver-
kehrsprognosen  bis  2020 ist  es  je-
doch wichtig, auf der vorhandenen In-
frastruktur  bzw.  mit  geringfügigen  Er-
tüchtigungen im Rahmen der Ausbau-
konzeption  eine  kurzfristige  Ange-
botsverbesserung zu erreichen. 

Deshalb haben wir die Staatsregierung 
in  einem  Antrag aufgefordert,  ihre 
umfangreichen  Aktivitäten auf  der 
Grundlage  des  Landtagsbeschlusses 
vom 14. April  2010 für die Anbindung 
des  Flughafens  München  auch  auf 
kurzfristige  Verbesserungen  durch 
eine  Flughafen  Express-S-Bahn 
Light zu erweitern. 
Dazu soll ein Angebotskonzept entwi-
ckelt werden, das auf der Trasse der S 
8 im Wesentlichen auf der heutigen In-
frastruktur  oder  nach  kleineren,  auf-
wärtskompatiblen  Ausbauten  zeitnah 
umgesetzt werden könnte. 
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Eckpunkte zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention in Bayern

In  einem  weiteren  Antrag hat  die 
CSU-Fraktion die Staatsregierung auf-
gefordert,  einen  Handlungsrahmen-
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention zu 
entwickeln und dabei im Rahmen des 
in Artikel 4 Abs. 2 der Konvention ver-
ankerten  Realisierungs-  und  Haus-
haltsvorbehalts folgende  zehn  Eck-
punkte zu beachten: 

1.  Menschen  mit  Behinderung,  der 
Landesbehindertenrat, Behindertenver-
bände  sowie  sonstige  Organisationen 
und der  Sozialausschuss des  Bayeri-
schen  Landtags  sind  an  der  prakti-
schen Umsetzung zu beteiligen. 

2.  Die  Umsetzung  der  UN-Behinder-
tenrechtskonvention  als  politische 
Querschnittsaufgabe soll  von  allen 
Behörden  und  öffentlichen  Stellen 
des Freistaats Bayern unterstützt wer-
den.

3. Die  soziale Leistungs- und Ange-
botsstruktur soll überprüft und weiter-
entwickelt  werden.  Dabei  sollen  be-
sonders die Zielsetzungen der Perso-
nenzentrierung,  der  Realisierung  des 
Wunsch- und Wahlrechts bei den Leis-
tungen sowie die Berücksichtigung der 
vorhandenen Kompetenzen in der Be-
hindertenarbeit  ebenso  beachtet  wer-
den wie  das Ziel  eines bundesweiten 
Leistungsgesetzes  im  Rahmen  der 
Eingliederungshilfe. 
Es soll zudem geprüft werden, ob und 
wie einheitliche Anlaufstellen zur Be-
ratung  und  Leistungsgewährung  auf 
kommunaler  Ebene geschaffen  wer-
den können.

4.  Kommunale  Teilhabe von  Men-
schen mit Behinderung bzw. ihren In-
teressenvertretungen soll  in  allen öf-
fentlichen Lebensbereichen beachtet 
werden.  Dabei  kommt der  Unterstüt-
zung der Sozialraumplanung und der 
Beratung  von  Kommunen  auf  der 
Basis erprobter Modelle (z. B. Land-
kreis Weilheim-Schongau) ebenso wie 
der  verstärkten  Förderung  von  Pro-
jekten,  die  eine  verbesserte  gesell-
schaftliche Teilhabe zum Ziel haben (z. 
B.  Bürgerschaftliches  Engagement, 
Vereinsleben, kulturelle Teilhabe etc.), 
eine besondere Bedeutung zu.

5.  Das  Bayerische  Behinderten-
gleichstellungsgesetz soll  daraufhin 
überprüft  werden,  wie  die  Ziele  und 
Bestimmungen  der  UN-Behinderten-
rechtskonvention  insbesondere  im  öf-
fentlichen  Raum  hinsichtlich  der  Um-
setzung der  Barrierefreiheit  und des 
Zugangs  zu  allen  Medien realisiert 
werden können.

6. In der  frühen Förderung von Kin-
dern soll  im Rahmen des  inklusiven 
Ansatzes in Kindertageseinrichtungen 
auch  bereits  vorhandene sonder-
pädagogische  Kompetenz  berück-
sichtigt werden. 
Die  Zielsetzungen  der  UN-Behinder-
tenrechtskonvention  sollen  auch  im 
Bayerischen  Kinderbildungs-  und 
Betreuungsgesetz  baldmöglichst 
realisiert werden.

7.  Bei  der  Weiterentwicklung  der 
Werkstätten  für  Menschen  mit  Be-
hinderung muss  das  Ziel  sein,  für 
mehr  Menschen  mit  Behinderung  auf 
dem  ersten  Arbeitsmarkt eine  ad-
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äquate Beschäftigung zu ermöglichen. 
Dazu  sollen  in  einem  umfassenden 
Dialogprozess  neue Wege entwickelt 
werden.

8.  Auch  bei  den  Wohnbedingungen 
und der  Gestaltung des Lebensum-
feldes soll  das  Wunsch-  und  Wahl-
recht  im  Sinne  der  UN-Behinderten-
rechtskonvention realisiert werden. Die 
konsequente  Verwirklichung  der  Bar-
rierefreiheit  sowie  eine  bedarfsorien-
tierte  Weiterentwicklung  der  statio-
nären Wohnangebote sollen dabei eine 
zentrale Rolle spielen. 

9.  Die  Angebots-  und  Leistungs-
struktur für ältere Menschen mit Be-
hinderung  soll dem tatsächlichen Be-

darf und der demografischen Entwick-
lung entsprechend aufgebaut und ge-
staltet werden. 
Zentral soll dabei der Ausbau der am-
bulanten Betreuung sein.

10.  Die Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention erfordert nicht nur 
öffentliches Handeln, sondern eine ge-
sellschaftspolitische  Bewusstseins-
bildung, die Inklusion und Beteiligung 
von Menschen mit Behinderung am öf-
fentlichen Leben fördert und zur Regel 
werden lässt. 
Dazu  fordern  wir  die  Staatsregierung 
auf, entsprechende mediale Konzepte 
mit  zu  entwickeln und  in  allen  rele-
vanten Bereichen zu realisieren.

Bergwaldoffensive fortsetzen

Auf den Alpenraum wird sich der  Kli-
mawandel in besonderem Maße aus-
wirken. Damit werden sich die Wuchs-
bedingungen der Bergwälder auf dras-
tische Weise ändern. Gleichzeitig wird 
die Gefahr von Naturkatastrophen zu-
nehmen. Damit  steigt die Bedeutung 
des  Bergwaldes als  ein  nachhaltig 
wirksamer Vorsorgefaktor. 

Ohne aktive Maßnahmen wird er sei-
ne  lebenswichtigen  Schutzfunktionen 
nicht auf Dauer erfüllen können. Des-
halb müssen wir den Bergwald  schon 
heute  an  die  Wuchsbedingungen 
von  morgen  anpassen.  Hierbei 
kommt es insbesondere auf Stabilität, 
Vitalität und die richtige Baumarten-
mischung an. Diesem Umstand trägt 

die  Staatsregierung  derzeit  im  Klima-
programm 2020 Rechnung. 

Für den Fall einer Fortführung des Kli-
maprogramms  2020  haben  wir  die 
Staatsregierung  in einem Antrag auf-
gefordert, sich für eine Weiterführung 
der  Bergwaldoffensive und  die  Be-
reitstellung der Restmittel der Berg-
waldoffensive  über  den  geltenden 
Programmzeitraum hinaus einzuset-
zen. 
Parallel  dazu soll  dem Ausschuss für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
vor Beginn der Sommerpause zur bis-
herigen Umsetzung und zur Möglich-
keit  einer  Weiterentwicklung der 
Bergwaldoffensive berichtet werden. 
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Möglichkeiten der Anerkennung 
Bürgerschaftlichen Engagements weiterentwickeln

Durch den  Strukturwandel  des Bür-
gerschaftlichen  Engagements wird 
das klassische Ehrenamt nicht obsolet 
werden,  es  wird  jedoch  eine  Plurali-
sierung  der  Organisationsformen 
eintreten. Das sogenannte „neue“ Eh-
renamt drückt sich stärker in punktuel-
len, projektbezogenen und zeitlich be-
fristeten  Formen  freiwilligen  Engage-
ments aus. 

Um diese  Entwicklungen  aufzugrei-
fen  haben wir die Staatsregierung  in 
einem Antrag aufgefordert, die bishe-
rigen  Möglichkeiten  der  Anerken-

nung  Bürgerschaftlichen  Engage-
ments  weiter  zu  entwickeln und 
neue  Formen  freiwilligen  Engage-
ments zu berücksichtigen. 

Denn die  bisher von der Staatsregie-
rung  ausgelobten  Ehrenamtspreise 
richten sich vor allem an verdiente eh-
renamtlich  engagierte  Einzelperso-
nen. Vor dem Hintergrund von Mobili-
tät  und  Flexibilisierung  erscheinen 
Auszeichnungen  für  Bürgerinitiati-
ven und Projekte anstelle von Einzel-
personen jedoch ebenfalls wichtig. 

Weitere Maßnahmen und Initiativen

Verantwortungsvoller  Umgang  mit 
Evaluationsdaten von Schulen

Im  Rahmen  der  Entscheidung  der 
Stadt  Fürth  über  die  Schließung  der 
Pfisterschule  zitierte der SPD-Frakti-
onsvorsitzende  im  Fürther  Stadtrat 
aus Evaluationsberichten der  Schu-
le. 
Evaluationsdaten  sind  Daten,  die  im 
Rahmen  von  Schulkonzeptionen  und 
Personalkonzepten des Kultusministe-
riums  von  Relevanz  sind.  Keinesfalls 
sind  sie  jedoch  dafür  geeignet,  ent-
sprechende Schulen in der Öffentlich-
keit  bloß zu stellen, wie dies in Fürth 
mit  dem  entsprechenden  Nachhall  in 
den Medien geschehen ist. 

Wir haben deshalb die Staatsregierung 
in einem Antrag aufgefordert, darüber 
zu  berichten,  welche  Vorkehrungen 

künftig getroffen werden, um sicher zu 
stellen,  dass  Evaluationsdaten von 
Schulen  auch  nur  den Berechtigten 
zugänglich sind. 

Perspektiven für Laubholz schaffen

Durch den  Klimawandel und den  da-
durch  erforderlichen  Waldumbau 
wird sich langfristig nicht nur eine Ver-
schiebung bei den Baumartenanteilen, 
sondern  auch  beim  Holzaufkommen 
hin zu höheren Anteilen an Laubholz 
ergeben. 
Es ist daher von zentraler Bedeutung, 
für  das  heranwachsende  Laubholz 
auch  attraktive  Vermarktungsmög-
lichkeiten zur Verfügung stehen. 

Die CSU-Fraktion hat daher die Staats-
regierung  in  einem Antrag aufgefor-

Februar 2011



Schwerpunkte unserer Arbeit Seite 7

dert,  im  Rahmen  dafür  vorhandener 
Haushaltsmittel  weiterhin  For-
schungsprojekte  am Zentrum Wald 
Forst Holz (TU, FH und LWF) zu un-
terstützen,  die  die  Zielrichtung  einer 
Verbesserung  des  Qualitätsmanage-
ments in Laubholzbeständen bzw. die 
Erforschung  neuer  Anwendungen  für 
Laubholz verfolgen.

Bericht zum Entwicklungsstand des 
neuen Schengener Informationssys-
tems (SIS II)

Bei der Entwicklung des neuen Schen-
gener Informationssystems (SIS II) be-
stehen  seit  Jahren  Probleme  und 
Verzögerungen.  Nach der ursprüngli-
chen  Planung  sollte  das  System  be-
reits vor der Schengen-Erweiterung um 
neue  Mitgliedsstaaten  im  Jahr  2007 
die Arbeit aufnehmen. 

Vor diesem Hintergrund haben wir die 
Staatsregierung in einem weiteren An-

trag aufgefordert,  dem  Landtag  über 
den  aktuellen  Entwicklungsstand 
des  neuen  Schengener  Informations-
systems (SIS II) zu berichten. 

Fischzustandsbericht

Fischarten spielen eine zentrale Rolle 
im Artengefüge einer Region. Sie sind 
wichtige Glieder im Nahrungsnetz. Sie 
sind  darüber  hinaus  ein  Indikator  für 
den  Zustand  ihres  Lebensraums,  der 
Gewässer. Nicht zuletzt sind sie auch 
gesunde heimische Nahrungsmittel. 

Wir  haben  daher  die  Staatsregierung 
in  einem  Antrag aufgefordert,  unter 
Federführung der  Obersten Fischerei-
behörde im Rahmen der dafür vorhan-
denen Mittel  einen  Fischzustandsbe-
richt  zu  erstellen und  diesen  erst-
mals Anfang des Jahres 2012 vorzu-
legen. 
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